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Verkündet 

am 14. März 1956 
Schorra, Justizangest. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d-e s V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Firma 
ihren Gescharcs 

Istraße
^GmbH in K^p, vertreten durch 

irer Dipl. Volkswirt Joachim in K^p,
Beklagten und Revisionsklägerin, 

- Prozeß bevollmächtigter: Rechtsanwalt in

g e g e n
die Firma G & H( in Allee

Klägerin und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.Br

hab der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 14. März 1956 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter Ascher, Johann- 
sen, Br.Kregel und Br.v.Werner
für Recht erkannt:

Bas Urteil des 4. Zivilsenats des Schleswig-Holsteini­
schen Oberlandesgerichts in Schleswig vom 26. Mai 1955 
wird aufgehoben. Ber Rechtsstreit wird zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten der 

* Revision, an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen



3?at bestand?

Die Beklagte ist durch Urteil der 9. Zivilkammer des 
Landgerichts in Kiel vom 27. Oktober 1954 verurteilt wor­
den, an die Klägerin 3.000-,r—  DM zu zahlen.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung einge­
legt mit dem Antrag, das angefochtene Urteil zu ändern 
und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin hat beantragt, die Berufung zurückzu- 
weisen.. Sie hat Anschlußberufung eingelegt und beantragt, 
das Urteil des Landgerichts dahin zu ändern, daß die Be­
klagte verurteilt wird, an die Klägerin 6.100,-—  DM nebst 
10 i Zinsen seit dem fag der Klagzustellung zu zahlen.
Die Beklagte hat beantragt, die Anschlußberufung zurück- 
zuweisen.

Durch Urteil des 4. Zivilsenats des Schleswig- 
Holsteinischen Oberlandesgerichts vom 26, Mai 1954 ist 
die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und die Beklag­
te auf die Anschlußberufung verurteilt worden, weitere 
3,100,- DH nebst 10 9» Zinsen auf 6.100,—  DM seit dem 
23. September 1954 zu zahlen.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Kevision ein­
gelegt, mit der sie ihren auf Klagabweisung gerichteten 
Antrag weiterverfolgt. Die Klägerin bittet, die Revision 
zurückzuweisen.

Das angefochtene Urteil mußte aufgehoben und der 
Rechtsstreit zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung



- 3 -

an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden. Denn die 
Revision rügt mit Recht, daß der Senat des Berufungsge­
richts, der das angefochtene Urteil erlassen hat, in der 
Verhandlung vom 26. Mai 1955, auf Grund deren das Urteil 
ergangen ist, im Sinne des § 551 Nr 1 ZPO nicht ordnungs­
gemäß besetzt war, da in der mündlichen Verhandlung der 
Oberlandesgerichtsrat vertretungsweise den Vorsitz
in dem.Senat geführt hat, obwohl eine Vertretung des or­
dentlichen Vorsitzenden durch einen Oberlandesgerichts­
rat in diesem Zeitpunkt nach dem Gesetz nicht zulässig 
war.

Nach § 62 Abs 1 in- Verbindung mit den §§ 115 und 
117 GVG wird der Vorsitz in den Senaten der Oberlandes­
gerichte- von einem Senatspräsidenten oder von dem Präsi­
denten des Gerichts geführt. Hierzu hat der erkennende 
Senat in seinem in BGHZ 16, 254 /?56 £/ veröffentlich­
ten Urteil ausgeführt?

"Durch die genannten Bestimmungen soll sicherge­
stellt werden, daß die Führung der Senate Richtern 
anvertraut wird, die vermöge ihrer besonderen Aus­
wahl die Güte und Einheitlichkeit der Rechtspre­
chung durch den Senat, dem sie Vorsitzen, in be­
sonderem Maße gewährleisten. Das kann jedoch nur 
erreicht werden, wenn der zum Vorsitzenden bestell­
te Oberlandesgerichtspräsident oder Senatspräsi­
dent die Führung bei der richterlichen Tätigkeit 
des Senats auch tatsächlich in einem Umfang aus­
übt, der es ihm ermöglicht, einen richtunggeben­
den Einfluß auf die Rechtsprechung des Senats aus­
zuüben. Diesen bereits vom Reichsgericht ausge­
sprochenen Grundsätzen hat sich auch der Bundes­
gerichtshof in ständiger Rechtsprechung angeschlos­
sen (RGZ 132, 301 ff; BGHSt 2, 71 ff; BGHZ 9, 291 ff; 
10, 130 ff; 15, 135 ff).
Solche Erwägungen schließen freilich nicht aus, 
daß der Vorsitzende, wenn er verhindert ist, zeit­
weilig durch einen Oberlandesgerichtsrat vertreten 
wird r§ 66 Abs 1 GVG). Das darf jedoch immer nur
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vorübergehend und aushilfsweise, also nicht dauernd oder für eine unbestimmte und unabsehbare Zeit ge- 
schehen (EUZ 126, 245 BGHZ 10, 130 /I337).
Der Pall einer vorübergehenden Verhinderung in die­
sem Sinne wird, beispielsweise gegeben sein, wenn der 
Vorsitzende erkrankt ist und nach menschlicher Vor­
aussicht mit einer demnächstigen Wiederherstellung 
seiner Gesundheit gerechnet werden kann. Hier wird 
man auch eine gewisse Unsicherheit über die Dauer 
seiner Verhinderung hinnehmen müssen, weil der Ver­
lauf und die Dauer einer Krankheit nur in beschränk 
tem Umfange durch ärztliche oder sonstige menschliche 
Maßnahmen beeinflußt werden kann und weil hier keine 
Gefahr besteht, daß die Dauer der Verhinderung von 
menschlichen Entscheidungen abhängig gemacht wird, 
die die Belange der Rechtspflege nicht genügend be­
rücksichtigen. Beruht dagegen die Verhinderung auf 
einer behördlichen Abordnung des Vorsitzenden zur 
Dienstleistung in einem anderen Geschäftsbereich, 
so kann grundsätzlich eine Berechtigung, die Dauer 
der Verhinderung von vornherein im Ungewissen zu . 
lassen, nicht anerkannt werden. Ist eine länger 
dauernde Abordnung oder spätere Versetzung des Vor­
sitzenden in Aussicht genommen oder doch in Erwä­
gung gezogen, ohne daß sie als solche mit soforti­
ger Wirkung angeordnet werden kann oder soll,, so 
ist die Dauer der Verhinderung zunächst auf einige 
- äußerstenfalls etwa drei - Monate fest zu begren­
zen und nach Ablauf dieser Zeit von der Verwal­
tungsbehörde eine endgültige Anordnung zu treffen, 
die dem Präsidium des Gerichts eine klare Entschei­
dung darüber ermöglicht, ob noch weiterhin von einer 
vorübergehenden Verhinderung gesprochen werden kann 
oder eine Änderung der Geschäftsverteilung vorge­
nommen werden muß. Andernfalls besteht die Gefahr, 
daß die Dauer der Verhinderung des Vorsitzenden 
über einen von vornherein begrenzten Zeitraum hin­aus von künftigen ungewissen behördlichen Verwal- 
tungsmaßnahmen abhängig gemacht wird und dabei die 
Bedürfnisse der Rechtspflege anderen Interessen 
untergeordnet werden, ohne das erkennbar wird, ob 
dies durch zwingende sachliche Gründe gerechtfer­
tigt ist und ohne daß die dafür maßgebenden Erwä­
gungen von dem Präsidium des Gerichts überprüft 
werden können. Gleichzeitig würde damit das Prä­
sidium der Gefahr ausgesetzt, daß es seine Aufgabe, 
über die Einhaltung der Vorschriften des Gerichts­
verfassungsgesetzes zu wachen und damit die Vor­
aussetzungen für eine geordnete Rechtspflege und 
für eine gute und einheitliche Rechtsprechung* 
sicherzustellen, unter dem Eindruck solcher Ver­
waltungsanordnungen aus dem Auge verliert
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An diesen Rechtssätzen hält der Senat auch nach er­
neuter Überprüfung fest. Sie ergeben, daß der 4. Zivil­
senat des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts 
jedenfalls seit dem 1. Januar 1955 bis zum 51. Mai 1955 
nicht ordnungsmäßig besetzt war. Ordentlicher Vorsitzen­
der dieses Senats war im Geschäftsjahr 1954 und bis zum 
31. Mai des Geschäftsjahres 1955 der SenatsPräsident 
Dr. von Dieser Richter wurde am 3* August 1954
bis auf weiteres zur Dienstleistung am Obersten Rücker­
stattungsgericht in Herford abgeordnet. Wie die von dem 
erkennenden Senat eingeholte Auskunft des Präsidenten 
des-Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts vom 12. 
Januar 1956 ergibt, sollte er nach einer gewissen Über­
gangszeit ganz dorthin übertreten und aus dem Dienst des 
Landes Schleswig-Holstein ausscheiden. Da bereits am 
3o August 1954, als der Richter abgeordnet wurde, fest­
stand, daß er aus dem Justizdienst des Landes ausschei­
den und in ein anderes Amt übertreten sollte, hätte schon 
bei seiner Abordnung geklärt werden müssen, wann er 
ausscheiden und ein neuer Präsident für seine Stelle 
zur Verfügung stehen würde. Hur wenn die eingeholten 
Auskünfte mit Sicherheit ergeben hätten, daß in läng­
stens 3 bis 4 Monaten ein neuer Präsident ernannt sein 
würde, konnte der Vorsitz für diese Zeitspanne vertre­
tungsweise einem Oberlandesgerichtsrat überlassen wer­
den. Es ging bei dieser Sachlage schon nicht an, daß das 
Gremium der Präsidenten des Oberlandesgerichts über 4 
Monate nicht tätig wurde und daß erst anläßlich der 
Beschlußfassung über die Geschäftsverteilung für das 
Jahr 1955 versucht wurde zu klären, wann wieder ein . 
ordentlicher Vorsitzender für den Senat zur Verfügung* 
stehen würde.

Selbst wenn man aber eine Vertretung des Senats­
präsidenten bis zum Ende des Geschäftsjahres 1954 für

-'As*.

-  6 -



- 6 -

zulässig halten würde, hätte doch auf jeden Fall vom Be­
ginn des Geschäftsjahrs 1955 an für den 4- Zivilsenat ein 
ordentlicher Vorsitzender bestellt werden müssen. Hiervon 
hätte nur, abgesehen werden können, wenn von maßgebender 
Seite so bestimmte und verbindliche Erklärungen darüber 
abgegeben worden wären, aus denen sich ergeben hätte, daß 
der Senat in nicht allzu ferner Zeit, spätestens in 6 bis 
8 V/ochen, wieder einen ordentlichen Vorsitzenden haben 
wurde. Eine solche Erklärung ist jedoch nicht abgegeben 
worden. Wie sich aus dem Aktenvermerk des 0berlandesge- 
riehtspräsidenten vom 21. Dezember 1954 (Bl 53 ) und 
der Niederschrift über die Präsidialsitzung vom 19.April 
1955 (Bl 53®) ergibt, war dem Gremium der Präsidenten 
damals nur bekannt, daß nach einer unverbindlichen Er­
klärung des Bundesministeriums der Justiz der Senatsprä- 
sident Dr. von D p p p d e m  Oberlandesgericht in absehbarer 
Zeit wohl nicht wieder zur Verfügung stehen werde. Da 
das Präsidium keine verbindliche Zusagen darüber hatte, 
wann Dr. von aus seiner Stellung ausscheiden und
wann ein neuer Präsident an seine Stelle berufen würde, 
konnte das Gremium der Präsidenten am 20. Dezember 1954 
nicht mehr davon ausgehen, daß Dr. von D p p p  vorüber ge­
hend verhindert war, den Vorsitz in seinem Senat zu füh­
ren.. Es hätte vielmehr der 4. Zivilsenat aufgelöst oder 
ein anderer Senatspräsident für»‘ihn zum Vorsitzenden be­
stellt werden müssen. Ebenso wie es schließlich ab 1.
Juni 1955 immerhin möglich war, den Präsidenten des 3. 
Zivilsenats zugleich zum Vorsitzenden des 4. Zivilsenats 
zu bestellen, hätte dieses auch schon ab 1. Januar 1955 
geschehen müssen, sofern nicht zum 1. Januar 1955 die 
Beurlaubung des Senatspräsidenten Dr. von wider­
rufen oder zu diesem Zeitpunkt ein neuer Senatspräsident 
ernannt wurde-
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Aus dem weiteren Verlauf kann auch nicht geschlossen 
werden, daß von einem gewissen Zeitpunkt an wieder eine 
nur vorübergehende Verhinderung des Senatspräsidenten 
Br. von angenommen werden kann, so daß der Senat
dann wieder, ordnungsmäßig besetzt war. Bis zum 26. Mai 
1955, dem Tag der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
Berufungsgericht, hat das Gremium der Präsidenten keine 
verbindlichen Auskünfte darüber erhalten, aus denen sich 
ergab, wann Br. von zurückkehren oder ausscheiden
und an seine Stelle ein neuer Senatspräsident treten 
würde. Bern Oberlandesgerichtspräsidenten war unter dem 
21. Januar 1955 nur mitgeteilt worden,,daß das Bundes­
justizministerium bis spätestens Ende März 1955 die Prä­
ge der weiteren Verwendung des Senatspräsidenten Br. von 

klären würde. Baraus ergab sich, daß noch für 
weitere 3 Monate alles im Ungewissen blieb. Bie Belange 
der Rechtspflege wurden nicht genügend gewahrt, wenn 
Br, von L ^ | ^  jetzt noch für mehr als 2 Monate in sei­
nem Amt als Vorsitzender vertreten wurde, obwohl er be­
reits mehr als 5 Monate seinem Amt fern und obwohl nichts 
darüber bekannt war, was nach Ablauf dieser Frist gesche­
hen würde. Es war vielmehr, wie sich aus dem Aktenver­
merk über ein am 31» März 1955 geführtes Ferngespräch 
des Oberlandesgerichtsrats mit einem Beamten
des Landesjustizministeriums ergibt, für das Ministerium 
völlig ungewiß, ob und wann Br. von L^[^) ausscheiden 
oder ob er gar in sein Amt zurückkehren würde.

Bas Gremium der Präsidenten hat sich erst in der 
Sitzung vom 19. April 1955 wieder mit der Besetzung des 
4. Zivilsenats befaßt. Auch in diesem Zeitpunkt war nichts 
darüber bekannt, wann Br.von L^gg^ zurückkehren oder 
ausscheiden werde. Bas Landesjustizministerium hatte nur, 
um die Angelegenheit zu klären, dem Bundesjustizministerium
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mitgeteilt, daß es nicht in der Lage sei, Br. von 
Uber den 30. April 1955 hinaus zu beurlauben. Das Landes­
justizministerium hat aber seine Abordnung zu diesem Zeit- 
*punkt nicht widerrufen. Es hat es vielmehr dabei bewenden 
lassen, daß das Bundesjustizministerium zusagte, bis spä~ 
testens zum 31- Hai 1955 zu klären, ob Br. von L ^ p }  über­
nommen werde; ferner hatte das Landesjustizministerium 
erklärt, es werde nach Möglichkeit die a&rnennung eines 
neuen Senatspräsidenten soweit vorbereiten, daß dieser 
seinen Bienst am 1. Juni 1955 antreten könne, falls Br. 
von bis dahin in den Bundes justizdienst übernommen
sei. Bas Gremium der Präsidenten durfte unter diesen Um­
ständen, wenn es die Rechtssätze in der ihm damals be­
reits bekannten Entscheidung des erkennenden Senats vom 
9. Februar 1955 IV ZR 153/54 (BGHZ 16, 254) genügend 
beachtet hätte, auch in diesem Zeitpunkt den Vorsitz im 
4. Zivilsenat nicht weiterhin vertretungsweise einem 
Oberlandesgerichtsrat überlassen.

Erst am 24. Mai 1955 hat das Gremium der Präsiden­
ten beschlossen, daß ab 1. Juni 1955 der ordentliche Vor­
sitzende des 3- Zivilsenats zugleich den Vorsitz im 4. 
Zivilsenat führen solle.

Ba somit der 4. Zivilsenat des Berufungsgerichts am 
26. Mai 1955 nicht ordentlich besetzt wep, mußte das an- 
gefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit zur
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anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen werden.

Schmidt Ascher Johannsen Kregel v. Werner,
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